Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1689 


14. 02. 74 


Sachgebiet 2030 


Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Meermann, Frau Eilers (Bielefeld), 
Frau Schlei, Frau Dr. Timm, Frau Dr. Lepsius, Liedtke, Frau Funcke, Groß, 

Frau Lüdemann und der Fraktionen der SPD, FDP 
— Drucksache 7/1609 — 

betr. Teilzeitarbeit im öffentlichen Dienst 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 12. Fe- 
bruar 1974 - II A 4 - BA 1000 - 12/74 - die Kleine Anfrage na- 
mens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Hält es die Bundesregierung für zwingend erforderlich, daß 
Beamtinnen, deren Arbeitszeit gemäß § 79 a BBG auf die Hälfte 
ermäßigt ist, auf einer vollen Planstelle geführt werden? 

Nach den Grundsätzen des Haushaltsrechts ist der Stellenplan 
für Beamte verbindlich. Es dürfen daher nicht mehr planmäßige 
Beamte vorhanden sein, als vom Parlament Planstellen bewilligt 
sind. Dies wäre jedoch nicht gewährleistet, wenn auf einer Plan- 
stelle zwei teilzeitbeschäftigte Beamte geführt würden. Denn 
wenn einer von ihnen zur vollen Arbeitszeit zurückkehrt - was 
jederzeit möglich ist -, steht für den anderen keine Planstelle 
mehr zur Verfügung. Die Besetzung einer Planstelle mit zwei 
teilzeitbeschäftigten Beamten würde daher voraussetzen, daß zu- 
gleich eine Leerstelle geschaffen wird, aus der einer von ihnen 
besoldet werden könnte, wenn der andere zur vollen Arbeitszeit 
zurückkehrt. Bis dahin müßte jeder der beiden Beamten je zur 
Hälfte auf der Planstelle und auf der Leerstelle geführt werden. 
Es erscheint deshalb zweckmäßiger, die teilzeitbeschäftigten 
Beamten auf ihren bisherigen Planstellen zu belassen und für 
den gegebenenfalls benötigten zusätzlichen Beamten eine so- 
genannte Ersatzplanstelle auszubringen. Hierfür ist im Haus- 
haltsgesetzentwurf 1974 ein gegenüber der bisherigen Regelung 
wesentlich vereinfachtes Verfahren vorgesehen. 


2. Hat diese Art der Stellenbewirtschaftung wegen der nur be- 
grenzten Ausnutzung der Stellen Auswirkungen auf die Über- 
nahme von Frauen, bei denen damit zu rechnen ist, daß sie von 
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der Möglichkeit der Teilzeitarbeit Gebrauch machen, ins Beam- 
tenverhältnis oder auf die Beförderungschancen von teilzeit- 
beschäftigten Beamtinnen? 


Diese Regelung hat keine Auswirkung auf die Übernahme von 
Frauen in das Beamtenverhältnis. Für die Einstellung in den Vor- 
bereitungsdienst als Beamte auf Widerruf und für die Über- 
nahme in das Beamtenverhältnis auf Probe vor der Anstellung 
bedarf es keiner Planstelle. Erst die Anstellung hängt davon 
ab, daß eine freie Planstelle zur Verfügung steht. Auf jeder 
Planstelle kann auch eine Halbtagskraft angestellt werden; da 
dann eine halbe Arbeitskraft fehlt, kann eine Ersatzplanstelle 
für eine zusätzliche halbtags beschäftigte Beamtin geschaffen 
werden, auf der die Ersatzkraft angestellt werden kann. 

Das gleiche gilt, wenn Planstellen in Beförderungsämtern durch 
Teilzeitbeschäftigung nicht voll besetzt sind; auch die Beförde- 
rungschancen von teilzeilbeschäftigten Beamtinnen werden 
daher durch die geltende Regelung nicht beeinträchtigt. Für 
die Beförderung in das 1. Beförderungsamt ergeben sich im 
Vergleich mit Vollbeschäftigten ohnehin keinerlei Besonder- 
heiten, da die Planstellen - einschließlich der Ersatzplanstellen 
- für die Eingangsämter und die 1. Beförderungsämter gebün- 
delt ausgebracht werden. 


3. Könnte eine flexiblere Stellenbewirtschaftung erreicht werden, 
wenn auf einer Planstelle zwei teilzeitbeschäftigte Beamtinnen 
oder wenn Teilzeitbeamtinnen auf einer halben Planstelle ge- 
führt und im übrigen eine halbe Leerstelle für sie im Haushalts- 
plan ausgebracht würde? 


Oben zu Frage 1 wurde bereits darauf hingewiesen, daß die 
Besetzung einer Planstelle mit zwei teilzeitbeschäftigten Beam- 
ten wegen der Verbindlichkeit des Stellenplans nur in Betracht 
kommen könnte, wenn zugleich Leerstellen geschaffen werden. 
Für die Ausbringung von Leerstellen - auch „halben" Leer- 
stellen - gelten jedoch die gleichen Bestimmungen wie für die 
Ausbringung von Ersatzplanstellen, da Leerstellen lediglich 
Planstellen besonderer Art sind. Durch die vorgeschlagene Re- 
gelung kann daher keine flexiblere Stellenbewirtschaftung er- 
reicht werden. 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Regelung 
der §§ 152, 153 BBG, wonach weibliche Beamten, die wegen 
Heirat aus dem Beamtenverhältnis ausscheiden, eine Abfindung 
in Geld erhalten, im Zusammenhang mit den Schritten zum Aus- 
bau einer eigenständigen sozialen Sicherung der Frau beseitigt 
werden sollte? 

Die Bundesregierung teilt die in Frage 4 zum Ausdruck gebrach- 
te Auffassung und beabsichtigt, hierzu bei nächster Gelegen- 
heit, spätestens bei der Vorlage des Entwurfs eines Beamten- 
versorgungsgesetzes für Bund und Länder, geeignete Vorschlä- 
ge zu unterbreiten. 
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